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411'. Gesetz: Besoldungsordnung 1%7; Abänderung (4. Novelle zur Besoldungsordnung 1%7). 
48. Gesetz: Pensionsordnung 1966; Abänderung (1. Novelle zur Pensionsordnung 1966). 

41>. 
Gesetz vom 24. Oktober 1969, durch das die 
Besoldungsordnung 1967 abgeändert wird 
(4. Novelle zur Besoldungsordnung 1%7). 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 
Die Besoldungsordnung 1967, LGBL für Wien 

Nr. 18, in der Fassung der Gesetze LGBL für 
Wien Nr. 30/1967, LGBJ. für Wien Nr. 34/1967 
und LGBL für Wien Nr. 26/1968, wird abge­
ändert wie folgt: 

dazu mindestens mit einem Betrag, der dem 
Grundbetrag gemäß Abs. 3 lit. b ent­
spricht, beizutragen. 

(3) Der Grundbetrag der Haushaltszulage be­
trägt monatlich 

a) 40 S für den Beamten, der nur nach Abs. 2 
lit. a ansprudisberechtigt ist, wenn seinem 
Haushalt kein Kind angehört, für das ein 
Steigerungsbetrag gebührt, und die Ehe­
frau Einkünfte bezieht, die die Hälfte des 
Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe C 
(einschließlich allfälliger Teuerungszulagen) 
erreichen, 

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten: b) 150 S in allen übrigen Fällen. 
„(3) Neben den Monatsbezügen gebührt dem: (4) Ein Steigerungsbetrag von 150 S monatlich 

Beamten für jedes Kalenderhalbjahr eine Sonder- 1

1 

gebührt - soweit in den Abs. 5 bis 13 nichts 
zahlung in der Höhe des Monatsbezuges, auf den anderes bestimmt ist - für jedes der folgenden 
er für den Monat der Fälligkeit der Sonder- Kinder: 
zahlung Anspruch hat. Besteht nicht für das ganze a) ehelid1e Kinder, 
Kalenderhalbjahr, für das die Sonderzahlung ge- b) legitimierte Kinder, 
bührt, Anspruch auf den vollen Gehalt, so ge- c) Wahlkinder, 
bührt der verhältnismäßige Teil der Sonderzah- d) uneheliche Kinder, 
lung. Die für das erste Kalenderhalbjahr gebüh~ e) sonstige Kinder, wenn sie dem f-Iausha1t 
rende Sonderzahlung ist am 1. Juni) die für das des Beamten angehören und der Beamte 
zweite Kalenderhalbjahr gebührende Sonderzah- überwiegend für die Kosten des Unterhaltes 
lung ist am 1. Dezember fällig. Scheidet ein Be- aufkommt. 
amrer außer in den Monaten Juni oder Dezember 1.) D A d:i f d S · b 
aus dem Dienststand aus, so ist die SonderzJ.h- '' er . n~pru au en teig~:ungs ~trag 
l d T 1"·11· · d 'bl f , endet, soweit m den folgenden Absatzen nichts ung an em ag a 1g, mit essen l\. au er aus 1 d · b . . . d bl f d 
d I). d , 'd H an er.es est1n1rnt 1st1 mit em A au es Mo-

em 1enmtan aussUlel et. · d d K' d d L b · h II 

2. Die §§ 4 und 5 haben zu lauten: 

nat~s, 1n en1 as in as 18. e ens1a r vo -
endet. 

„H a u s h a 1 t s z u l a g e 
(6) Für ein Kind, das das 18„ aber nod:i nid:it 

das 27. Lebensjahr vollendet hat, gebührt der 
§ 4 Steigerungshetrag dann> wenn es 

(1) Die Haushaltszulage besteht aus dem a) den Präsenzdienst nach den Bestimmungen 
! des Wehrgesetzes, BGB!. Nr. 181/1955, Grundbetrag und den Steigerungsbeträgen. leistet oder 

(2) Anspruch auf den Grundbetrag der Haus• 
h:a]tszulage hat b) in einer Schul· oder Berufsausbildung steht, 

a) der verheiratete Beamte
1 

die seine Arbeitskraft überwiegend bean-
b} der nidit verheiratete Beamte, dessen Haus- sprucht, 

halt ein Kind angehört, für das dem Be- u1~~ das Kind keine Einkünfte bezieht, die die 
amten ein Steigerungsbetrag gebührt

1 
I Halfte des ~nfa~sg_ehaltes .. ~er Verwendungs~ 

c) der Beamte, dessen Ehe geschieden, aufge- ; gruppc C ~emschließhd:i allfalhger Teuerungsm­
hoben oder für nichtig erklärt worden istl · lagen) erreichen. 
wenn er verpßichtet ist, für den Unterhalt (7) Zur Schul- oder Berufsausbildung zählt aud1 
seiner früheren. Ehefrau aufzukommen oder ein angemessener Zeitraum für die Vorbereitung 








